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Für die hiermit gemäß § 6 Abs. 1 der kirchlichen 
Wahlordnung (WO) angeordnete Durchführung der 
allgemeinen Wahl der Kirchenältesten werden fol­
gende Erläuterungen und Ausführungsbestimmun­
gen (§ 29 Abs. 2 WO) gegeben:

1.
I. Zeitplan

Nach der vorläufigen Übersicht in Nr. 1 des
Gesetzes- und Verordnungsblattes 1971 wird in An­
lage 1 ein näherer Termin- und Zeitplan festgelegt.
1.1 Der Zeitplan läßt Spielraum für nähere Be-
stimmungen durch den Gemeindewahlausschuß mit 
Rücksicht auf örtliche Verhältnisse.

1.2 Bindend durch die WO vorgeschrieben und in
dem Zeitplan berücksichtigt sind gesetzliche 
Mindestfristen für bestimmte Handlungen 
(z. B. Wahlvorschläge, § 13 WO), Kontrollmöglich­
keiten (z. B. Einsichtnahme in die Wählerliste, § 12 
Abs. 1 WO oder in die Wahlvorschläge, § 17 Abs. 5 
WO) und Rechtsmittel (z. B. Einspruch gegen Kan­
didaturen, § 17 Abs. 4 oder Wahlanfechtung, § 22 
Abs. 1 WO).

1.3 Im Zeitplan sind auch die den Gemeinden
freigestellten und die nur unter bestimmten Voraus­
setzungen gebotenen Maßnahmen als evtl, zu­
sätzliche Stationen des Verfahrens zur Bil­
dung der Ältestenkreise zu berücksichtigen. Dies gilt 
z. B. für
1.3.1 ergänzende Wahlvorschläge durch die Ge­
meindeversammlung (§ 17 Abs. 2 WO),
1.3.2 Hinzuwahl von Kirchenältesten im Zusam­
menhang und in Ergänzung der Wahl (§ 17 GO und
§ 2 WO).
1.4
gelung

Entsprechend der allgemeinen Re­
von Fristen im staatlichen Recht

(§ 193 BGB i. d. F. vom 10. 8. 1965) wird davon aus­
gegangen, daß Fristen nicht an einem Sonntag, staat­
lich anerkannten Feiertag oder Samstag, sondern am 
nächsten Werktag (in der Regel Montag) enden.

1.5 Der zeitliche Spielraum für den Wahltermin
soll örtlichen Verhältnissen und der Bildung mehre­
rer Ältestenkreise im Dienstbereich einer Pfarrstelle 
(in einer Filialkirchengemeinde und an Nebenorten) 
Rechnung tragen. Um die allgemeinen Kirchenwah-



42 — Nr. 6/1971

len stärker in das öffentliche Bewußtsein zu rücken— 
u. a. durch publizistische Wahlwerbung — soll die 
Ältestenwahl im Bereich der Landeskirche möglichst 
an einem Wahlsonntag, dem 5. 12. 1971, stattfinden. 
Dieser Termin für den Hauptwahltag ist mit der 
württembergischen Nachbarkirche abgesprochen, die 
zur gleichen Zeit die allgemeine Wahl der Kirchen­
vorsteher durchführt.

keit dispensieren (§ 15 Abs. 3 GO), z. B. wenn ein für 
die Kandidatur vorgesehenes Gemeindeglied das 
21. Lebensjahr kurze Zeit nach der Wahl vollendet.

4. Das Wahlrecht im Sinne der aktiven und

1.6 Die wesentlichen Gründe für eine — von dem
Zeitplan der früheren Kirchenwahlen abweichen­
de — Terminierung der Wahl der Kirchenältesten 
auf das Jahresende sind den Pfarrämtern in dem 
Rundschreiben des EOK vom 19. 11. 1970 mitgeteilt 
worden. Für diesen Termin hat sich in der Dekans­
konferenz eine Mehrheit ausgesprochen. Der Auf­
forderung des EOK, bis Ende Dezember 1970 etwaige 
Bedenken gegen diesen Termin der Wahl geltend 
zu machen, haben nur wenige Pfarrämter entspro­
chen.
1.7 Eine vorläufige Übersicht über den Zeit-
plan für das Verfahren der Wahlen zu den
Bezirkssynoden und zur Landes-
synode wird in Anlage 2 gegeben. Eine nähere 
Terminierung werden die weiteren Ausführungsbe­
stimmungen zu den genannten Abschnitten der all­
gemeinen Kirchenwahlen enthalten.

1.8 Die Wahl der Kirchenältesten ist als allge-
meine Wahl auch dort durchzuführen, wo die im Amt 
befindlichen Kirchenältesten — etwa bei Errichtung 
neuer Pfarrstellen oder durch Ergänzungswahlen — 
erst im Laufe der zu Ende gehenden Wahlperiode ge­
wählt worden sind. Die in §18 Abs. 1 der Grundord­
nung (GO) festgelegte Amtszeit der Ältesten von 
6 Jahren bezieht sich ausschließlich auf die allge­
meine Wahlperiode.

II. Wahlrecht der Gememdeglieder 
(Voraussetzungen aktiver u. passiver Wahlfähigkeit)

2. Das materielle, schon bisher in der GO (im
Abschnitt über das Ältestenamt geregelte Wahlrecht 
ist durch die Grundordnungsnovelle vom 13. 1. 1971 
geändert worden. Die wichtigsten Änderungen sind 
im folgenden berücksichtigt:
3. Das Wahlalter ist für das aktive Wahlrecht
auf das 18. (§ 13 GO) und für das passive Wahlrecht 
auf das 21. Lebensjahr (§ 15 Abs. 1 Buchstabe b GO) 
herabgesetzt worden. Hierbei genügt es, daß das 
Mindestlebensalter spätestens am Tage der Wahl 
vollendet ist.
3.1 Es würde dem Sinn dieser Wahlrechtsände-
rung entsprechen, wenn bei der Wahlwerbung die 
Gemeindejugend auf die damit gegebene Möglichkeit 
der Mitwirkung jüngerer Gemeindeglieder bei der 
Wahl und in der Gemeindeleitung besonders hinge­
wiesen würde.
3.2 Das generell herabgesetzte Wahlalter für die
aktive Wahlfähigkeit kann nicht durch eine Aus­
nahmebewilligung für den Einzelfall unterschritten 
werden. Dagegen kann der Bezirkswahlausschuß 
auf begründeten Antrag des Gemeindewahlausschus­
ses im Einzelfall von der Vollendung des 21. Lebens­
jahres als Voraussetzung der passiven Wahlfähig­

passiven Wahlfähigkeit setzt keine Anmeldung des 
Gemeindegliedes zur Wählerliste mehr voraus, viel­
mehr erfolgt die Eintragung der wahlberechtigten 
Gemeindeglieder in die Wählerliste (Wählerkartei) 
von Amts wegen unter Verantwortung des Ältesten­
kreises bzw. Gemeindewahlausschusses (§ 10 WO).
4,1 Mit der früheren Anmeldung zur Wählerliste
war die persönliche Bestätigung von Sinn und Auf­
gabe kirchlicher Wahlen (§ 12 Abs. 2 GO und Vor-
spruch zur WO) durch das einzelne Gemeindeglied
verbunden. Dies ist nunmehr durch eine entspre­
chende Information — insbesondere durch Hinweise 
bei der Wahleinladung oder auf einem Wahlaus­
weis — zu ersetzen.

5. Wahlberechtigt (aktiv und passiv wahlfähig)
ist das in der Gemeinde (Pfarrgemeinde) wohnhafte 
Gemeindeglied. Eine bestimmte Dauer des Wohn­
sitzes wird — auch für die passive Wahlfähigkeit — 
nicht mehr vorausgesetzt. Bei Doppelwohnsitz in 
mehreren Gemeinden ist das Gemeindeglied in der 
Gemeinde (Hauptwohnsitz) wahlberechtigt, in der 
der Mittelpunkt seiner Lebensführung liegt. Auf je­
den Fall kann das Wahlrecht nur in einer Ge­
meinde ausgeübt werden. Teilnahme an der Wahl in 
einer anderen als der Wohnsitzgemeinde setzt eine 
Gesamtumme1dung des Gemeindegliedes 
gern. § 58 Abs. 2 GO voraus. Ist z. B. ein Kirchen­
ältester während der Wahlperiode in eine benach­
barte Gemeinde umgezogen und durch Abmeldung 
von der neuen Gemeinde Mitglied des Ältestenkrei­
ses in der alten Gemeinde geblieben, so gilt die Ab­
meldung auch für die neue Wahlperiode.

5.1 Die GO (§§ 5 Abs. 2, 10) stellt für die Glied-
schaft in der Pfarrgemeinde und in der Landeskirche 
dem Wohnsitz den „gewöhnlichen Aufenthalt“, d. h. 
den Ort gleich, an dem auf längere Zeit Wohnung ge­
nommen wird ohne damit, sei es aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen, einen „Wohnsitz“ zu errich­
ten. Insoweit ist z. B. an längere Aufenthalte an Aus­
bildungsstätten (Studienorte der Studenten), Sana­
torien, Krankenanstalten, an Arbeitsstätten von 
Ersatzdienstleistenden zu denken.

5.2 Häufig wird allerdings ein „gewöhnlicher
Aufenthalt" oder zweiter Wohnsitz in der 
Pfarrgemeinde aus folgenden Gründen nicht zu 
einem Wahlrecht führen:
5.2.1. „Gewöhnlicher Aufenthalt“ ist mehr als vor­
übergehender Aufenthalt und nur im Sinne eines 
(„dauernden“) Aufenthalts auf längere Zeit dem 
Wohnsitz gleichzuachten.
5.2.2 Der Gliedschaftserwerb durch Zuzug in den
Bereich der Landeskirche (§ 5 Abs. 1 Buchst, b GO) 
setzt die Begründung des ersten Wohnsitzes (Haupt­
wohnsitz) in der Landeskirche voraus, da die betref­
fenden Personen sonst Glieder ihrer Heimatkirche 
bleiben und damit — mangels einer generellen An­
erkennung von Doppelmitgliedschaft in verschiede­
nen Landeskirchen — nicht Glieder der Landeskir-
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ehe und einer ihrer Pfarrgemeinden werden. Evang. 
Christen, die ihren ersten Wohnsitz (Hauptwohnsitz) 
außerhalb des Bereiches der Landeskirche haben, 
können sich daher nicht an den Wahlen in der Lan­
deskirche beteiligen, auch wenn sie in deren Bereich 
einen zweiten Wohnsitz oder einen „gewöhnlichen 
Aufenthalt“ unterhalten. (Diese Personen können 
sich, ggf. durch Briefwahl, an den Kirchenwahlen in 
ihrer auswärtigen Heimatkirche beteiligen.)
5.2.3 Außer den Gliedern auswärtiger evang. Kir­
chen scheiden auch Glieder evang. Kirchen, die im 
Bereich der Landeskirche bestehen, für die Wahl­
beteiligung aus. Diese Personen erwerben im übri­
gen — anders als zuziehende Glieder anderer Glied­
kirchen der EKD oder einer lutherischen, reformier­
ten oder unierten Kirche des Auslands — auch durch 
Begründung ihres Hauptwohnsitzes im Bereich der 
Landeskirche nicht deren Gliedschaft. Sie können 
nur durch Aufnahme auf ausdrücklichen Antrag 
nach § 5 Abs. 1 Buchst, c GO Glied der Landeskirche 
werden.

5.3 Mit diesen tatsächlichen und rechtlichen Ab-
grenzungsschwierigkeiten kann man den Gemeinde­
wahlausschuß bei der Erfassung der wahlberechtig­
ten Gemeindeglieder nicht generell belasten. Außer­
dem ist die Intention der Neuregelung der Wahlord­
nung für die Aufstellung der Wählerliste zu berück­
sichtigen, daß möglichst alle zur Wahl bereiten und 
wahlberechtigten Gemeindeglieder sich an der Wahl 
beteiligen. Die Erfassung der Wahlberechtigten von 
Amts wegen anstelle der früher generell vorausge­
setzten Anmeldung zur Wählerliste darf daher nicht 
im Widerspruch zu dieser Intention eine möglichst 
umfassende Wahlbeteiligung in Frage stellen (vgl. 
die als Korrektiv zu einer unvollständigen Aufstel­
lung der Wählerliste/Wählerkartei von Amts wegen 
ausdrücklich aufgenommene Bestimmung des § 12 
Abs. 3 WO). Es ist daher allgemein von einer tat­
sächlichen Vermutung des Wahlrechts im Sinne der 
Zugehörigkeit zur Pfarrgemeinde auszugehen, wenn 
ein evang. Christ bei der örtlichen Gemeindeverwal­
tung als wohnhaft angemeldet ist. Es bleibt dem Ge­
meindewahlausschuß vorbehalten, im Einzelfall 
diese tatsächliche Vermutung durch Nachprüfung — 
mit der Folge der Nichtaufnahme der betreffenden 
Person in die Wählerliste — zu entkräften, wenn An­
haltspunkte dafür bestehen, daß ein Tatbestand im 
Sinne von Ziffer 5.2.1, 5.2.2 oder von 5.2.3 vorliegt. 
Auf Einspruch gern. § 12 Abs. 2 WO hin hat selbst­
verständlich eine Prüfung des betr. Einzelfalles statt­
zufinden.
5.3.1 Für die passive Wahlfähigkeit und die Auf-
nähme in einen Wahlvorschlag ergeben sich eindeu­
tigere — in jedem Fall nachzuprüfende — Abgren­
zungen durch die schon als Voraussetzung einer Kan­
didatur zu berücksichtigende sechsjährige Amtszeit 
des Kirchenältesten und seine vornehmlich auf die 
Wahlperiode bezogene Bereitschaft, sich an dem got­
tesdienstlichen Leben der Gemeinde zu beteiligen 
und in der Gemeinde verantwortlich mitzuwirken 
(vgl. § 15 Abs. 1 Buchstabe e GO).

5.4 Im Zusammenhang mit der Militärseelsorge
im Bereich einer Kirchengemeinde gilt für Gemein­

demitgliedschaft und daraus folgendes Wahlrecht 
eine spezialgesetzliche Regelung:

In Ausführung einer gesamtkirchlichen Regelung 
der EKD sind nach dem kirchlichen Gesetz zur Durch­
führung der Militärseelsorge in der Evang. Landes­
kirche in Baden vom 29. 10. 1965 (GVBI. Seite 88 f) 
die Angehörigen des personalen Seelsorge­
bereichs (außer den Berufssoldaten und Mitar­
beitern der Standortverwaltung auch deren im 
Kirchspiel wohnende Familienangehörige; nicht je­
doch die wehrpflichtigen Soldaten) Glieder der 
Kirchengemeinde.

6. Im Gegensatz zu der aktiven Wahlfähigkeit
ist die Kandidatur als Kirchenälte­
ster von weiteren materiellen Voraus­
setzungen abhängig. Sie ergeben sich im we­
sentlichen aus der Bedeutung, Verantwortung und 
den Aufgaben der Gemeindeleitung durch den Älte­
stenkreis und den Leitungsdienst des einzelnen Kir­
chenältesten nach der GO (vergl. § 22 Abs. 1—5 GO).
§ 15 Abs. 1 Buchstabe c—e faßt diese Voraussetzun­
gen in der Person des Kandidaten in etwa zusammen.

6.1 Hinsichtlich der speziell Trauung,
Taufe und Kinder erziehung betreffen­
den Voraussetzungen für die Kandidatur eines ver­
heirateten Gemeindegliedes (§ 15 Abs. 1 Buchstaben 
c und d GO) trägt die Wahlrechtsform der GO öku­
menischen Entwicklungen, insbesondere im Blick 
auf die evang.-kath. Mischehe sowie der theo­
logischen Erörterung der Säuglingstaufe und 
den Entschließungen der Landessynode zur Tauf­
frage vom 31. 10. 1969 (GVBI. S. 80) und zur Ände­
rung der Taufordnung vom 16. 4. 1970 (GVB1. S. 70) 
Rechnung.

6.2 Zur Vermeidung einer „Diskriminierung“
der Mischehe stehen diese und katholische Kinder­
erziehung der passiven Wahlfähigkeit des evangeli­
schen Ehepartners nicht entgegen und bedarf es da­
her keines Dispenses im Einzelfall mehr.

6.3 Wer die Taufe seines Kindes aus Gleichgül-
tigkeit unterläßt oder sie aus Mißachtung ablehnt, 
besitzt die passive Wahlfähigkeit nicht (Tauford­
nung, Ziff. 6 Abs. 1 i. d. F. vom 16. 4. 1970). Auf­
schub der Kindertaufe aus Glaubens- und 
Gewissensgründen steht einer Kandidatur als Kir­
chenältester nicht entgegen, wenn der Vorgeschla­
gene bereit ist, die Taufe von Säuglingen als kirch­
liche Ordnung anzuerkennen und damit auch ihren 
Vollzug auf Begehren der Eltern als Glied der Ge­
meindeleitung mitzuverantworten. Nach Ziff. 5 
Abs. 1 Satz 1 der Taufordnung „entspricht es kirch­
licher Ordnung, daß die Kinder bald nach der Geburt 
getauft werden“. (In diesem Sinne auch § 15 Ziff. 3 
Buchstabe a GO in der bisher geltenden Fassung).

6.4 Das für die Kindererziehung maßgebende
„christliche Bekenntnis“ (§ 15 Abs. 1 d GO) ist das 
Taufbekenntnis (apostolische Glaubensbekenntnis).

7. Verlust der Wahlfähigkeit (mit der Rechts-
wirkung des Ruhens des aus der Kirchenmitglied­
schaft abgeleiteten Wahlrechts) tritt ein
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7.1 für die passive Wahlfähigkeit bei
Fehlen einer der in § 15 Abs. 1 GO genannten positi­
ven Voraussetzungen

7.2 für die aktive Wahlfähigkeit bei
Vorliegen der jetzt in § 14 Ziff. 1—3 GO auf drei Tat­
bestände reduzierten Gründe, die im wesentlichen 
dem § 15 Ziff. 1, 2 und 4 GO in der bisher geltenden 
Fassung entsprechen.

7.2.1 Weggefallen ist als Ausschlußgrund die Ver­
letzung kirchlicher Ordnung, insbesondere dadurch, 
daß ein Gemeindeglied die Taufe und kirchliche Un­
terweisung eines Kindes oder die kirchliche Trauung 
seiner Ehe unterläßt (§ 15 Ziff. 3 GO a. F.). Ein Un­
terlassen der genannten Art kann auch nicht ohne 
weiteres mit einem — zumal offenkundigen — kir­
chenfeindlichen oder einem Sinn und Aufgabe kirch­
licher Wahlen negierenden Verhalten im Sinne von 
§ 14 Ziffer 1 oder 2 GO n. F. gleichgesetzt werden.

7.2.2 Eine „kirchenfeindliche" Betätigung im
Sinne des § 14 Ziff. 1 GO zielt in erster Linie auf die 
Kirche als Gemeinde Jesu Christi und weniger auf 
die verfaßte Partikularkirche ab. Letztere kann in 
ihrer innerweltlichen Struktur in bestimmten Situa­
tionen auch aus Glaubens- und Gewissensgründen 
angefochten werden. Nach reformatorischem Kirchen­
verständnis sind freilich auch und gerade im Kon­
fliktsfall beide Seiten der Kirche zwar zu unter­
scheiden, aber letztlich nicht voneinander zu trennen.

7.2.3 Eine mißbräuchliche Ausübung kirchlichen
Wahlrechts im Sinne von § 14 Ziff. 2 GO kann z. B. 
bei einer prinzipiellen Gleichsetzung mit politischen 
Wahlen und der Inanspruchnahme kirchlicher Wahl 
als Mittel zum Zweck ausschließlich politischer Ak­
tionen vorliegen.

7.2.4 „Offenkundig“ sind die in § 14 Ziff. 1 und 2
GO genannten Verhaltensweisen, wenn an ihrem 
Vorliegen kein vernünftiger Zweifel besteht und die 
Fakten (Betätigung im Sinne von Ziff. 1) oder Indi­
zien (für mangelnde Bereitschaft im Sinne von 
Ziff. 2) einem weiteren Kreis von Gemeindegliedern 
zugänglich oder bekannt sind.

7.3 Ein Verlust der Wahlfähigkeit
tritt nicht automatisch bei Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen ein, vielmehr hat bei 
Vorliegen begründeter Anhaltspunkte im Einzelfall 
der Gemeindewahlausschuß in dem Verfahren nach 
§ 11 WO die aktive und passive (§ 16 WO) Wahlfähig­
keit zu prüfen. Bei Verneinung der Wahlfähigkeit 
aufgrund rechtskräftiger (d. h. nicht mehr anfecht­
barer) Entscheidung des Gemeinde­
wahlausschusses bzw. Bezirkswahlausschus­
ses (§ 11 Abs. 2 und 3 WO) sind die Konsequenzen 
durch Nichteintragung in die Wählerliste oder die 
Streichung aus der Wählerliste bzw. aus einem 
Wahlvorschlag zu ziehen.

7.3.1 Verlust der Wahlfähigkeit berührt das Mit-
gliedschaftsrecht. Für das Aberkennungsverfahren 
vor dem Gemeindewahlausschuß sind rechtsstaat­
liche Anforderungen zu beachten: Recht des Betrof­
fenen auf Gehör (Gelegenheit zur Stellungnahme);

Begründung des negativen Bescheides mit Hinweis 
auf die Rechtsfolgen und mit Rechtsmittelbelehrung.

8.

III. Vorbereitung des Wahlverfahrens

A. Bildung der Gemeindewahlausschüsse

Für die Leitung der allgemeinen Kirchen-
wählen und weitere, im Laufe der Wahlperiode im 
Einzelfall gestellte Aufgaben, werden zeitlich hin­
tereinander der Landeswahlausschuß, die Bezirks­
wahlausschüsse und die Gemeindewahlausschüsse in 
dem in §§ 3 und 4 WO näher geregelten Berufungs­
verfahren gebildet.

8.1 Die Ältestenkreise legen über das zuständige
Pfarramt (Pfarrdiakonat) den Dekanaten im Laufe 
des April 1971 (vergl. den Zeitplan in Anlage 1) ihre 
Vorschläge zur Berufung von 2—4 zum Ältestenamt 
befähigten Gemeindegliedern in den Gemeindewahl- 
ausschuß durch den Bezirkswahlausschuß vor.
8.1.1 In weiträumigen Kirchspielen mit Hauptort
und Nebenorten (und evtl, angrenzenden Diaspora­
orten) ist zuvor durch den Kirchengemeinde-
rat zu entscheiden, an welchen rten
Ältestenkreise gebildet werden sol­
len und daher eigene Wahlbezirke einzurichten 
und Gemeindewahlausschüsse zu bestellen sind (vgl. 
hierzu unter 12.2).
8.2 Da für die Entscheidungen im Wahlverfahren
keine Zuständigkeit des Ältestenkreises besteht, sind 
Mitglieder des Ältestenkreises von der Berufung in 
den Gemeindewahlausschuß nicht ausgeschlossen. 
Hierbei ist jedoch zu beachten, daß Mitglieder des 
Gemeindewahlausschusses nicht für die Wahl kan­
didieren dürfen (§ 3 Satz 2 WO). Es ist daher allge­
mein schon bei den Vorschlägen des Ältestenkreises 
für die Bildung des Gemeindewahlausschusses zu 
klären, daß die vorzuschlagenden Gemeindeglieder 
trotz ihrer Befähigung zum Ältestenamt nicht beab­
sichtigen, eine Kandidatur anzunehmen. Entschließt 
sich ein Mitglied des Gemeindewahlausschusses spä­
ter gleichwohl, für das Ältestenamt zu kandidieren, 
so scheidet es mit der Annahme der Kandidatur aus 
dem Gemeindewahlausschuß aus und ist dieser ggf. 
vom Bezirkswahlausschuß zu ergänzen. Im Interesse 
einer kontinuierlichen Zusammenarbeit im Gemein­
dewahlausschuß sollte eine solche Kandidatur jedoch 
tunlichst vermieden werden.

8.3 Nach seiner Bestellung durch den Bezirks-
wahlausschuß ist der Gemeindewahlausschuß durch 
den zuständigen Pfarrer (Pfarrdiakon) zu einer kon­
stituierenden Sitzung einzuberufen. In dieser wählt 
der Gemeindewahlausschuß aus seiner Mitte für die 
Dauer der Wahlperiode den Vorsitzenden und seinen 
Stellvertreter. Die Mitglieder des Gemeindewahlaus­
schusses sind vom Vorsitzenden auf die gewissen­
hafte Ausübung ihres Dienstes und insbesondere auf 
die Amtsverschwiegenheit im Sinne von § 118 GO zu 
verpflichten. Dies ist vor allem für die dem Ge­
meindewahlausschuß obliegende Überprüfung der 
aktiven und passiven Wahlfähigkeit von Bedeutung. 
Über die Verpflichtung ist eine den Wahlakten bei­
zufügende Niederschrift anzufertigen.

»
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9.

B. Feststellung der wahlberechtigten 
Gemeindeglieder

(Aufstellung der Wählerliste oder Wählerkartei)

Mit der durch die Wahlrechtsreform einge-
führten Erfassung der wahlfähigen Gemeindeglie­
der durch Eintragung in die Wählerliste oder Wäh­
lerkartei von Amts wegen (§ 13 GO und § 10 WO) 
obliegt dem Ältestenkreis und dem Gemeindewahl­
ausschuß eine entscheidende und in der Regel län­
gere Zeit beanspruchende Wahlvorbereitung. Deren 
Inangriffnahme sollte der Ältestenkreis alsbald und 
schon vor Bildung des Gemeindewahlausschusses 
veranlassen.

9.1 Solange noch kein Gemeindewahlausschuß 
gebildet ist, entscheidet der Ältestenkreis, ob eine
Wählerliste oder eine Wählerkartei aufgestellt wer­
den soll und ob und inwieweit in letzterem Falle die 
Gemeindegliederkartei des Pfarramts verwendet 
werden kann.

9.2 Der Gemeindewahlausschuß hat dann in der
Folgezeit folgende Maßnahmen zu treffen:

9.2.1 Festlegung der Wählerliste/Wählerkartei für 
den einzelnen Wahlbezirk (§ 7 Abs. 1 WO)

9.2.2 Überprüfung der Wählerliste/Wählerkartei 
(§§ 7 Abs. 1 und 11 WO)

9.2.3 Schließung und Auflegung der Wählerliste/ 
Wählerkartei (§ 12 WO)

10. Bei der Aufstellung und Führung des Wäh-
lerverzeichnisses in Form der Wählerliste oder der 
Wählerkartei ist folgendes zu beachten:

10.1 Das Wählerverzeichnis enthält
a) Familienname und Rufname des Wahlberechtig­

ten
b) Geburtstag
c) Wohnung
d) Raum für Vermerke über Prüfung der Wahl­

fähigkeit, die Ausstellung von Briefwahlscheinen 
und die Stimmabgabe.

10.2 Statt einer Wählerliste oder einer speziell für
die Kirchenwahlen angelegten Wählerkartei kann 
auch die allgemeine Gemeindeg1iederkar- 
tei Verwendung finden, wenn
a) die Kartei laufend geführt ist
b) die Karteikarten der wahlberechtigten Gemein­

deglieder eindeutig signiert werden können
c) keine Eintragungen vertraulichen Charakters 

darauf verzeichnet sind.

10.3 Das Wählerverzeichnis (Wählerliste oder
Wählerkartei) ist mit der Buchstabenfolge der Fami­
liennamen und innerhalb dieser nach dem Geburts­
datum zu führen. Anstelle der alphabetischen Rei­
henfolge (vergl. § 12 Abs. 1 WO) wird man im Einzel­
fall und zur Vereinfachung — etwa bei einer ent­
sprechend geführten und als Wählerkartei benutzten 
Gemeindegliederkartei — auch ein Wählerverzeich­
nis zulassen können, in dem die wahlberechtigten 
Gemeindeglieder nach ihrer Wohnung (Straßenzüge) 
aufgeführt sind. Die nach § 12 Abs. 1 WO mit der al­
phabetischen Reihenfolge bezweckte Orientierungs­
hilfe bei Einsichtnahme in die Wählerliste/Wähler­
kartei dürfte hierdurch nicht erschwert sein.

10.4 Bei einer Wählerkartei ist durch Anordnun-
gen des Gemeindewahlausschusses dafür zu sorgen, 
daß — insbesondere bei der Auflegung zur Einsicht­
nahme (§ 12 Abs. 1 WO) — Unbefugte nicht Karten 
herausnehmen oder einfügen können.
10.5 In die Wählerliste/Wählerkartei werden alle
Gemeindeglieder eingetragen, deren Wahlberechti­
gung an einem vom Gemeindewahlausschuß be­
stimmten und vor der Schließung und Auflegung des 
Wählerverzeichnisses liegenden Stichtag feststeht.
10.5.1 Personen, die nach dem Stichtag und vor Ab­
lauf der Auflegungsfrist zuziehen oder aus anderen 
Gründen noch nicht eingetragen sind, können auf 
Anmeldung noch in die Wählerliste/Wählerkartei 
aufgenommen werden.
10.5.2 Darüber hinaus kann auch auf neu zu­
gezogene und noch nicht in die Wählerliste/Wäh­
lerkartei eingetragene Gemeindeg1ieder §12 
Abs. 3 WO sinngemäß angewendet und eine Beteili­
gung an der Wahl unter den dort genannten Voraus­
setzungen zugelassen werden.
10.6 Eine Benachrichtigung über die Aufnahme in
die Wählerliste/Wählerkartei ist nicht erforderlich. 
Wo vor der Wahl an die eingetragenen Gemeinde­
glieder — möglichst mit einer Wahleinladung und 
Wahlinformation verbunden — Wahlkarten 
(Wahlausweise) versandt werden, erfährt das Ge­
meindeglied auf diese Weise von seiner Aufnahme in 
die Wählerliste/Wählerkartei. Allgemein kann das 
im übrigen wahlfähige Gemeindeglied nach der 
neuen Wahlordnung von der Vermutung des Eintrags 
in die Wählerliste/Wählerkartei ausgehen.
11. In größeren Gemeinden wird es sich empfeh-
len, für die Aufstellung und Fortschreibung der 
Wählerliste/Wählerkartei die politische Ge­
meinde um geeignete Mithilfe bei Be­
schaffung der erforderlichen Perso­
naldaten zu bitten.
11.1 Die Wahl der Kirchenältesten ist für die Bil-
dung der kirchlichen „Steuervertretungen“ nach dem 
Kirchensteuerrecht des Landes (d. h.für die Kirchen­
gemeinderäte und die Landessynode) grundlegend. 
Daher sind nach § 13 des Kirchensteuergesetzes von 
Baden-Württemberg vom 18. 2. 1969 (mitgeteilt im 
Gesetzes- und Verordnungsblatt 70, Seite 7 f) die
Staats- und Gemeindebehörden ver-
pflichtet, den kirchlichen Dienststellen Amts­
hilfe zur Aufstellung der Wähler­
liste/Wählerkartei zu leisten. „Sie er­
teilen insbesondere Auskünfte und gewähren Ein­
blick in ihre Akten.“ In diesem Zusammenhang sei 
darauf hingewiesen, daß in Baden-Württemberg am 
24. 10. 1971 Kommunalwahlen stattfinden.

11.2 In einigen Großstadtkirchengemeinden wird
das auf EDV umgestellte Einwohnermeldewesen 
die Erfassung der wahlberechtigten Gemeindeglie­
der erleichtern.

11.3 Eine vollständige Erfassung der wahlbe-
rechtigten Gemeindeglieder wird sich, zumal in 
größeren Gemeinden, trotz aller Bemühungen kaum 
erreichen lassen. Die in § 12 Abs. 3 WO getroffene 
Regelung gewährleistet jedoch, daß kein versehent­
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lich nicht in die Wählerliste/Wählerkartei eingetra­
genes, sonst wahlfähiges Gemeindeglied an der Aus­
übung seines Wahlrechts gehindert wird.

12.

C. Der Wahlbezirk

Wahlbezirk ist die Pfarrgemeinde im Sinne
des § 10 GO. Eine Pfarrgemeinde bilden die Glieder 
der Landeskirche, die durch ihren Wohnsitz oder ge­
wöhnlichen Aufenthalt einem Pfarramt oder einer 
sonstigen Predigtstelle zugewiesen sind oder sich von 
einer anderen Pfarrgemeinde im ganzen hierher ab­
gemeldet haben (vgl. § 58 Abs. 2 und 3 GO).
12.1 Der Nebenort wird häufig Pfarrgemeinde
sein und für die Bildung eines Ältestenkreises in Be­
tracht kommen. Auch an einem nicht zum Kirchspiel 
einer Kirchengemeinde gehörenden Diaspora-Ort 
können im Einzelfall die Voraussetzungen einer 
Pfarrgemeinde erfüllt sein. Soweit in Diaspora-Orten 
Pfarrgemeinden bestehen, sollten sie für die Aus­
übung des aktiven Wahlrechts mit einer benachbar­
ten Pfarrgemeinde im Kirchspiel der Kirchenge­
meinde einen Wahlbezirk (§ 7 Abs. 2 Satz 2 WO) 
bilden. Ein im Diasporaort wohnhaftes Glied der 
Landeskirche ist nicht für einen Ältestenkreis inner­
halb des Kirchspiels, wohl aber für die Bildung eines 
eigenen Ältestenkreises am Diasporaort passiv wahl­
fähig. Da die Ältestenkreise an Nebenorten gemein­
sam den Kirchengemeinderat am Hauptort darstel­
len, ist darauf zu achten, daß die Mitglieder des Kir­
chengemeinderats im Blick auf bestimmte Entschei­
dungsbefugnisse (insbesondere Kirchensteuerbe­
schlüsse) Glieder der Kirchengemeinde als Körper­
schaft des öffentlichen Rechts sein müssen.

Es kommt für die Bildung von Wahlbezirken 
zur Wahl eines eigenen Ä 1testenkreises 
an Nebenorten auf die örtlichen Ge­
gebenheiten des kirchlichen Lebens 
a n. Auf sie stellt auch die Grundordnung in § 42 
Abs. 1 und 2 ab. Eine Verpflichtung zur Bildung von 
Ältestenkreisen in Nebenorten besteht nicht. Soweit 
keine eigenen Wahlbezirke in einzelnen Nebenorten 
eingerichtet werden, bilden Nebenort und Hauptort 
oder mehrere Nebenorte im Kirchspiel der Kirchen­
gemeinde einen Wahlbezirk zur gemeinsamen Wahl 
des Ältestenkreises (Kirchengemeinderat) an einem 
Nebenort oder am Hauptort (§ 42 Abs. 1 GO).
12.2 Über die Einrichtung von Wahlbezirken zur 
Bildung von Ältestenkreisen in Kirchenge­
meinden miträumlich weitem Kirch- 
spielundHaupt-undNebenortenent- 
scheidet der Kirchengemeinderat am 
Hauptort im Benehmen mit den an Nebenorten 
bisher gebildeten Ältestenkreisen. Er wird dabei u. a. 
zu beachten haben, daß und wie die am Nebenort ge­
bildeten Ältestenkreise später am Kirchengemeinde­
rat des Hauptortes zu beteiligen sind. Sofern nicht 
eine Gemeindesatzung eine nähere Regelung trifft 
(§ 42 Abs. 3 GO), bilden die Ältesten am Nebenort 
(an den Nebenorten) zusammen mit den Ältesten am 
Hauptort den Kirchengemeinderat (§ 42 Abs. 2 
Satz 2 GO). In sinngemäßer Anwendung des § 31 
Abs. 2 GO ist die für die Beteiligung der Ältesten­
kreise am Kirchengemeinderat in der geteilten Kir-

chengemeinde vorgeschriebene Höchstzahl der Mit­
glieder des Kirchengemeinderates zu beachten.
12.2.1 Gehören räumlich weit auseinander liegende 
Orte im Kirchspiel einer Kirchengemeinde zu 
einem Wahlbezirk zur Bildung eines Ältesten­
kreises, so kann der zuständige Gemeindewahlaus­
schuß den Wahlbezirk in mehrere Stimmbe­
zirke gliedern, um den in Nebenorten wohnenden 
Gliedern der Landeskirche die Teilnahme an der 
Wahl zu erleichtern. Für die Stimmbezirke sollen 
einzelne Mitglieder des Gemeindewahlausschusses 
verantwortlich sein.

12.2.2 In den Stimmbezirken wird über den glei­
chen und einheitlichen Wahlvorschlag abgestimmt.
Eine Bildung von nterwah1bezirken, in
denen nur Kandidaten des zugehörigen Ortes zur 
Wahl gestellt werden, ist nach der WO nicht 
möglich. Die Außenorte ohne eigenen Wahlbe­
zirk zur Bildung eines Ältestenkreises sollten aber 
bei Aufstellung der Wahlvorschläge angemessen be­
rücksichtigt werden. Schließlich kann über die Zu­
wahl gemäß § 17 GO in Verbindung mit § 2 WO die 
Vertretung von Außenorten im Ältestenkreis des 
Hauptortes erreicht werden.

12.3 Bestehen in einer Pfarrgemeinde zwei Pfarr­
stellen (Modell des Gruppenpfarramts), so bildet die 
Pfarrgemeinde nur einen Wahlbezirk (§ 7 Abs. 2 
WO), da der Konzeption des Gruppenpfarramts ent­
sprechend die Gemeinde auch nur ein einheitliches — 
in der Mitgliederzahl gern. § 1 Abs. 2 WO erweiter­
tes — presbyteriales Leitungsorgan herausstellen
soll. Sinngemäß ist zu verfahren, wenn in einer
Pfarrgemeinde mehr als zwei Pfarrstellen zu einem 
Gruppenpfarramt zusammengeschlossen werden.
12.3.1 Falls es die Größe und die Verhältnisse der 
Pfarrgemeinde mit mehreren Pfarrstellen nahele­
gen, kann die Zahl der Mitglieder des Gemeinde­
wahlausschusses bis auf 8 erhöht werden.
12.4 Wo durch Teilung oder Änderung in der Ab-
grenzung bestehender Kirchen- oder Pfarrgemern- 
den in allernächster Zeit neue Pfarrgemein­
den entstehen oder neue Pfarrstellen er­
richtet werden sollen und dies bereits vor Beginn 
der allgemeinen Kirchenwahlen bei der Kirchenlei­
tung beantragt und von dieser grundsätzlich bejaht 
ist, können durch Einrichtung entsprechender Wahl­
bezirke mit den dazugehörigen Wahlausschüssen die 
Voraussetzungen für die Bildung eigener Ältesten­
kreise für die neuen Pfarrgemeinden über die all­
gemeinen Kirchenwahlen geschaffen werden. Der 
Ältestenkreis kann unabhängig von der künftigen 
Besetzung einer neu errichteten Pfarrstelle gebildet 
werden.
12.5 Die in der Pfarrgemeinde gelegenen Perso-
nal- und Anstaltsgemeinden (z. B. im Zusammen­
hang mit der Krankenhausseelsorge oder einzelnen 
diakonischen Werken) bilden keinen eigenen Wahl­
bezirk für die Wahlen zum Ältestenkreis der Pfarr­
gemeinde. Soweit die Glieder der Personal- und An­
staltsgemeinde zugleich der Pfarrgemeinde ange­
hören, sind sie in dieser wahlberechtigt. Hiervon 
bleibt unberührt, daß die Personal- und Anstalts-
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gemeinden, gegebenenfalls im Zusammenhang mit 
den allgemeinen Kirchenwahlen und in einer mit 
dem Verfahren nach der WO vergleichbaren Weise, 
den Ältestenkreisen entsprechende Leitungsorgane 
bilden.

13.

IV. Das Verfahren bis zur Wahl
D. Beginn des Wahlverfahrens

Das Wahlverfahren im einzelnen Wahlbezirk
(Pfarrgemeinde) beginnt mit
a) der Auflegung der Wählerliste/Wählerkartei zur 

Einsichtnahme innerhalb einer Woche (§ 12 Abs. 1 
WO)

b) der Aufforderung an die Gemeinde, innerhalb 
einer Frist von mindestens (vgl. den Vorschlag 
einer längeren Frist im Zeitplan Anlage 1) drei 
Wochen Wahlvorschläge einzureichen.

13.1 Dies ist der Gemeinde in Verbindung mit
näheren Informationen und Hinweisen bekanntzu­
machen. Nach § 6 Abs. 2 WO erfolgen die Bekannt­
machungen des Gemeindewahlausschusses im Got­
tesdienst und in sonst geeigneter Weise. Als orts­
übliche Bekanntgaben kommen in Betracht: An­
schläge, Verteilung von Handzetteln nach dem Got­
tesdienst und in Gemeindeveranstaltungen, Hin­
weise in Gemeindebriefen, in der kirchlichen Presse 
und in der Tagespresse.
13.1.1 Da nur ordnungsgemäße Bekannt­
machungen die in der Wahlordnung vorge­
schriebenen Fristen zur Vornahme bestimmter 
Handlungen in Lauf setzen, ist zu beachten, 
daß nach § 6 Abs. 2 WO neben der Abkündigung im 
Gottesdienst die Bekanntmachung noch in anderer, 
an die Gemeindeöffentlichkeit gerichteter Weise er­
folgen muß. Hierbei ist wegen der örtlichen Ver­
schiedenheiten eine Bekanntmachung in der Tages­
presse nur als Beispiel genannt und nicht zwingend 
vorgeschrieben.
13.2 Die Auflage der Wählerliste/Wählerkartei
kann auf bestimmte Tageszeiten beschränkt werden. 
Nach Beendigung der Auflagefrist ist die Zeit der 
Auflage vom Gemeindewahlausschuß zu beurkun­
den.
13.3 Es steht nichts entgegen und empfiehlt sich
u. U., nicht erst (wie die WO in jedem Falle vor­
schreibt) mit der Auflegung der Wählerliste/Wähler­
kartei zur Aufstellung und Einreichung von Wahl­
vorschlägen aufzufordern, sondern dies bereits vor­
her und bei sich bietenden Gelegenheiten zu tun. 
Wahlvorschläge können auch vor der — mit der Auf­
legung der Wählerliste/Wählerkartei beginnenden — 
gesetzlichen Mindestfrist oder vom Gemeindewahl­
ausschuß verlängerten Einreichungsfrist vorgelegt 
werden.

14.

E. Wahlvorschläge
(§§ 13—17 GO)

Die Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen sollte neben dem Hinweis auf die ge­
setzlichen Voraussetzungen nach §§ 13—15 WO die 
Mitteilung über die Anzahl der in der

Gemeinde (Wahlbezirk) gemäß § 1 WO zu wäh­
lenden Kirchenä1testen enthalten.
Für weitere Hinweise kommen in Betracht:
14.1 die gesetzlich nicht eingeschränkte Möglich­
keit der Wiederwahl von Ältesten
14.2 die Bestimmungen des § 19 GO, daß Ehe­
gatten sowie Verwandte und Ver-
schwägerte im l. und 2. Grad in der Regel nicht 
gleichzeitig Kirchenälteste in einer Pfarrgemeinde 
sein können. Im 1. und 2. Grad sind miteinander ver­
wandt: Eltern und Kinder, Großeltern und Enkel so­
wie Geschwister. Im 1. und 2. Grad verschwägert ist 
z. B. ein Ehegatte mit den Eltern und Geschwistern 
des anderen Ehegatten.
14.3 die in § 15 Abs. 2 GO getroffene Regelung,
wonach von der Gemeinde hauptamtlich angestellte 
Mitarbeiter sowie Kirchenrechner und Kirchen­
steuererheber das Amt eines Kirchenältesten nicht 
übernehmen sollen.
Diese Einschränkung ist in der Arbeitgeber- 
(Dienstherren-) und Aufsichtsfunktion der Gemein­
deleitung begründet und will Interessenkollisionen 
vorbeugen. Die Arbeitnehmerinteressen der haupt­
amtlichen Mitarbeiter in Dienstverhältnissen zur 
Gemeinde können künftig gegenüber dem Ältesten- 
kreis/Kirchengemeinderat durch eine Mitarbeiter­
vertretung (Vorlage des Landeskirchenrats an die 
Landessynode zur Frühjahrstagung 1971) geltend 
gemacht werden. Bei der Änderung der Grundord­
nung wird die Landessynode für das kirchliche 
Organrecht entscheiden, inwieweit den Vorschlägen 
für eine Mitwirkung kirchlicher Mitarbeiter oder 
entsprechender Gruppen- und Fachvertreter in den 
Leitungsorganen entsprochen werden kann. Wenn 
auch Dienstverhältnisse nur in der Kirchengemeinde 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts begründet 
werden können und die Arbeitgeberfunktionen vom
Kirchengemeinderat wahrzunehmen sind, so ist we-
gen der Beteiligung der Ältestenkreise an der Bil­
dung des Kirchengemeinderats § 15 Abs. 2 GO auch 
für die Pfarrgemeinde in einer in mehrere Pfarrge­
meinden gegliederten Kirchengemeinde zu beachten. 
14.4 Zweckmäßigerweise ist die Gemeinde auch in 
den ersten Bekanntmachungen und bei der Auffor­
derung zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf 
die neue Regelung in § 24 WO hinzuweisen, wonach 
in jedem Falle ein erneutes Wahlverfahren durchzu­
führen ist, wenn im ersten Wahlverfahren mangels 
(ausreichenden) Wahlvorschlags keine Wahl zu­
stande kommt.
15. Für den einzelnen Wahlvorschlag ist außer
den in § 15 WO ausdrücklich genannten Erfordernis­
sen zu beachten:
15.1 Die Anzahl der Vorgeschlagenen auf dem
einzelnen Wahlvorschlag stellt die Wahlordnung 
frei; eine Mindest- oder Höchstzahl ist nicht vorge­
sehen.
15.2 Auf einem Wahlvorschlag vorgeschlagene
Kandidaten können nicht Unterzeichner dieses Wahl­
vorschlags, wohl aber eines anderen Wahlvorschlags 
sein.
15.3 Über die im Gesetz genannte Kennzeichnung 
des Kandidaten hinaus sollte zusätzlich die Berufs-
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bezeichnung erbeten werden, die in die Wähler- 
liste/Wählerkartei nicht unbedingt aufgenommen 
werden muß, sich aber für die Aufnahme in den 
Stimmzettel zur besseren Information des Wählers 
über die Person des Kandidaten empfiehlt.
15.4 Dem einzelnen Wahlvorschlag ist eine schrift-
liche Erklärung jedes Vorgesch1age- 
nen beizufügen, in der dieser seiner Kandi-
datur zustimmt und die ereitschaft
zur Unterzeichnung der Ältesten­
verpflichtung für den Fall seiner Wahl er­
klärt.
15.5 Der Gemeindewahlausschuß sollte veranlas-
sen, daß eingehende Wahlvorschläge unverzüglich 
auf etwaige Mängel überprüft werden und der Ein­
sender des Wahlvorschlags ggf. Gelegenheit zur Be-
seitigung von Mängeln innerhalb der Wahlvor­
schlagsfrist erhält. Als Einsender gilt, wenn nichts 
anderes angegeben ist, der Erstunterzeichner des 
Wahlvorschlags.
16. Eine echte Wahl setzt voraus, daß dem Wäh-
ler mehr Kandidaten vorgesch1agen 
werden können, als Kirchenä1teste zu 
wählen sind.
16.1 Wird dies durch fristgerecht aus der Ge-
meinde eingereichte Wahlvorschläge nicht erreicht, 
so kann der Gemeindewah1ausschußnach 
Ablauf der Einreichungsfrist die Einberufung einer 
Gemeindeversammlung veranlassen (§ 17 Abs. 2 WO), 
in der der Versuch gemacht wird, aus der Mitte der 
Gemeindeversammlung weitere Wahlvor­
schläge zu bekommen.
16.1.1 Diese Wahlvorschläge müssen die allgemei­
nen Voraussetzungen nach §§ 14 und 15 WO erfül­
len. Es genügt auch hier, daß sich für die vorgeschla­
genen Kandidaten mindestens 10 wahlfähige Ge­
meindeglieder als Unterzeichner des Wahlvorschlags 
bereit finden. In der Gemeindeversammlung findet 
keine Abstimmung über vorgeschlagene Kandidaten 
statt. Es ist nicht unbedingt erforderlich, daß vorge­
schlagene Gemeindeglieder selbst in der Gemeinde­
versammlung anwesend sind, wenn nur ihre Zu­
stimmung zu einer Kandidatur feststeht.
16.1.2 Ob eine Gemeindeversammlung zu weiteren 
Wahlvorschlägen führt, wird nicht zuletzt von der 
Vorbereitung dieser Gemeindeversammlung und 
einer ausreichenden Information über den Zweck der 
Gemeindeversammlung und möglichst auch — unbe­
schadet der später erfolgenden Auflegung der Wahl­
vorschlagsliste (§ 17 Abs. 3 WO) — über das Ergeb­
nis der bisher eingegangenen Wahlvorschläge (An­
zahl der Kandidaten, Aufgliederung nach Geschlecht, 
Alter, Berufsgruppe) abhängen.

schrieben ist, kann der Gemeindewahlausschuß nach 
pflichtgemäßem Ermessen — je nach den örtlichen 
Verhältnissen — seiner Pflicht zur Ergänzung der 
Wahlvorschläge auch ohne eine Gemeindeversamm­
lung nachkommen.
16.2.2 Nach § 25 Abs. 2 GO in der noch geltenden 
Fassung kann die Gemeindeversammlung aber auch 
in diesem Zusammenhang erzwungen werden, wenn 
die Mehrheit des Ältestenkreises oder ein Zehntel 
der wahlfähigen Gemeindeglieder dies verlangt.
16.2.3 Der Gemeindewahlausschuß sollte es darauf 
nicht ankommen lassen und bereits einem in der Ge­
meinde von einer größeren Anzahl von Gemeinde­
gliedern geltend gemachten Interesse an einer Ge­
meindeversammlung zur Ergänzung der Wahlvor­
schläge entsprechen.
16.2.4 Die etwaige Initiative aus der Gemeinde setzt 
voraus, daß ihr das in der Anzahl der vorgeschlage­
nen Kandidaten nicht ausreichende Ergebnis der ein­
gereichten Wahlvorschläge mitgeteilt wird.
16.2.5 Unabhängig von einer Ergänzung der Wahl­
vorschläge durch eine Gemeindeversammlung kön­
nen dem Gemeindewahlausschuß für seine Ergän­
zung der Wahlvorschläge zwar keine bindenden 
Vorschläge gemacht, wohl aber Anregungen gegeben 
und vom Gemeindewahlausschuß (etwa bei der Be­
kanntgabe nach Ziffer 16.2.4) erbeten werden.
16.3 Der ergänzende Wahlvorschlag durch den
Gemeindewahlausschuß nach § 17 Abs. 2 WO setzt 
voraus, daß mindestens ein Wahlvorschlag aus der 
Gemeinde innerhalb der Einreichungsfrist einge­
kommen ist. Im anderen Falle hat der Evang. Ober­
kirchenrat gemäß § 24 Abs. 1 WO die erneute Durch­
führung des Wahlverfahrens anzuordnen.

17. Nach Prüfung der Wahlvor-
schläge (gemäß § 16 WO) stellt der Gemeinde­
wahlausschuß auf einer Wahlvorschlagsliste die ein­
zelnen Wahlvorschläge als solche in der Reihenfolge 
ihres Eingangs zusammen (§ 17 Abs. 1 WO). Er legt 
die Wahlvorschlagsliste mindestens 3 Tage zur Ein­
sichtnahme auf (§ 17 Abs. 5 WO) und gibt sie der 
Gemeinde bekannt mit dem Hinweis auf die Mög­
lichkeit eines Einspruchs gegen vorgeschlagene Kan­
didaten gemäß § 17 Abs. 3 und 4 WO.
17.1 Man kann hierbei unter Wahlvorschlägen im

16.2 Sind über die Gemeindeversammlung keine
weiteren Wahlvorschläge zu erreichen, so ergänzt 
der Gemeindewah1ausschuß die aus der 
Gemeinde eingereichten Wahlvorsch1äge um 
so viele Kandidaten, daß die Vorschläge mehr Kan­
didaten enthalten, als Kirchenälteste zu wählen sind 
(§ 17 Abs. 2 WO).
16.2.1 Da in § 17 Abs. 2 Satz 1 WO die Einberufung 
einer Gemeindeversammlung nicht zwingend vorge-

engeren Sinne nur die vorgeschlagenen Kandidaten 
verstehen. In einem weiteren Sinne gehört zum 
Wahlvorschlag auch die den gesetzlichen Anforde­
rungen genügende Unterzeichnung des Wahlvor­
schlags (§ 15 WO). Es ist zulässig, die einzelnen Wahl­
vorschläge jeweils mit den Unterzeichnern (oder 
mindestens dem ersten Unterzeichner) in die Wahl­
vorschlagsliste aufzunehmen und letztere in dieser 
Form aufzulegen. Soweit die Auflegung der Kon­
trolle durch die Gemeinde dient, kann sich diese auch 
auf die Rechtmäßigkeit der Einreichung des Wahl­
vorschlags erstrecken. Soweit die Auflegung darüber 
hinaus der Information der Gemeindeglieder dient, 
kann z. B. die Kenntnis bestimmter, hinter einzelnen 
Wahlvorschlägen stehender Gruppen von Interesse 
sein; zumal der Stimmzettel später die Namen der 
Kandidaten in alphabetischer Reihenfolge enthält
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(§ 20 Abs. 2 WO), die Vorschlagenden nicht nennt 
und Gruppenvorschläge als solche nicht kennzeich­
net.
17.2 Ein Einspruch gegen einen vorgeschlagenen
Kandidaten muß die Behauptung mangelnder 
passiver Wahlfähigkeit (gemäß § 15 GO in neuer 
Fassung) schriftlich substantiieren und näher be­
gründen. Da der Gemeindewahlausschuß die gleiche 
Prüfung bei begründeten Anhaltspunkten für alle 
vorgeschlagenen Kandidaten von Amts wegen vorzu­
nehmen hat (§ 16 WO) sind diese Anforderungen an 
die Zulässigkeit eines Einspruchs zu stellen und ge­
nügt es nicht, wenn nur Zweifel angemeldet werden, 
um den Gemeindewahlausschuß seinerseits zu einer 
(nochmaligen) Überprüfung der Wahlvorschläge zu 
veranlassen.
17.3 Wegen der Bedeutung der einzelnen Wahl­
vorschläge und Kandidaturen für den Wahlakt und 
das Ergebnis der Wahl ist die Entscheidung über 
einen Einspruch (§ 17 Abs. 6 WO) zu beschleunigen 
und wenn irgend möglich vor der Wahl zu treffen 
(vergl. in diesem Zusammenhang § 11 Abs. 3 Satz 1 
WO).
17.3.1 Die Ablehnung eines Einspruchs ist nicht an 
das Verfahren nach § 11 gebunden. Hält der Ge­
meindewahlausschuß den Einspruch für unzulässig 
oder für offensichtlich unbegründet, so weist er ihn 
in einem abgekürzten Verfahren zurück. Er teilt dies 
dem Einsprecher schriftlich mit und belehrt ihn über 
das Rechtsmittel der Beschwerde.
17.3.2 Es ist in der Regel damit zu rechnen, daß das 
durch einen Einspruch ausgelöste Verfahren zwei­
stufig vor dem Gemeindewahlausschuß und dem Be­
zirkswahlausschuß durchzuführen ist.
17.3.3 Gibt der Gemeindewahlausschuß einem Ein­
spruch im Verfahren nach § 11 Abs. 1 WO statt und 
legt der betroffene Kandidat hiergegen erfolgreich 
Einspruch beim Gemeindewahlausschuß ein, so ist — 
wenn dem Einspruch nicht stattgegeben werden 
kann — die Sache in jedem Fall dem Bezirkswahl­
ausschuß zur endgültigen Entscheidung vorzulegen.
17.3.4 Gibt der Gemeindewahlausschuß einem Ein­
spruch gegen einen Kandidaten der Wahlvorschlags­
liste nicht statt, so hängt die Herbeiführung einer 
Entscheidung des Bezirkswahlausschusses davon ab, 
ob dieser mittels einer Beschwerde von dem den Ein­
spruch einlegenden Gemeindeglied angerufen wird 
(§ 17 Abs. 6 WO). Die Beschwerde muß innerhalb 
einer Woche nach Erhalt der Mitteilung über die Zu­
rückweisung des Einspruchs beim Bezirkswahlaus­
schuß eingelegt werden. Die Frist ist auch gewahrt, 
wenn eine Beschwerde innerhalb der Frist an den 
Gemeindewahlausschuß, das Pfarramt oder das De­
kanat gelangt.
17.4 Werden keine (ausreichenden) Wahlvor-
schläge eingereicht, so kann der Evang. Oberkirchen­
rat nach der geänderten Wahlordnung nicht mehr 
nach pflichtgemäßem Ermessen und je nach den ört­
lichen Verhältnissen entscheiden, ob ein erneutes 
Wahlverfahren durchzuführen ist oder sofort die 
ersatzweise Berufung der Kirchenältesten durch 
den Bezirkswahlausschuß (im Benehmen mit dem

Gemeindewahlausschuß) erfolgen soll. Vielmehr ist 
nach § 24 Abs. 1 WO in jedem Fall auf Anord­
nung des Evang. Oberkirchenrats das Wahl­
verfahren innerhalb einer bestimmten Frist
erneut durchzuführen.

18.
F. Vorstellung der Kandidaten

Auch nach der geänderten Wahlordnung
steht der Charakter der Kirchenwahlen als Per- 
sön1ichkeitswah1 im Vordergrund. Dies 
setzt eine ausreichende Information 
der wahlberechtigten Gemeindeglieder über die 
Persönlichkeit des einzelnen Kandidaten und seine 
Vorstellungen von den künftigen Aufgaben des 
Ältestenkreises und der Gemeinde voraus.
18.1 Nach § 18 Abs. 2 WO hat der Gemeindewahl­
ausschuß dafür zu sorgen, daß die Kandidaten 
Gelegenheit erhalten, sich in geeig­
neter Weise der Gemeinde vorzustel­
len. In diesem Zusammenhang hat sich u. a. die 
Vorstellung der Kandidaten in der Presse, in Ge­
meindebriefen oder eigenst für die Wahl hergestell­
ten Schriften mit Lichtbildern der Kandidaten, Daten 
aus ihren Lebensläufen und Angaben über Zielvor­
stellungen von den Aufgaben in der Gemeinde be­
währt. Wenn möglich, sollten die Kandidaten aber 
auch Gelegenheit zur persönlichen Vorstellung und 
Aussprache mit an der Wahl interessierten Ge­
meindegliedern in den verschiedenen Veranstaltun­
gen der Gemeinde erhalten. Die Vorlage des Landes­
kirchenrats an die Landessynode zur Änderung der 
Grundordnung sieht in § 25 Abs. 4 Buchst, a in dem 
Aufgabenbereich der Gemeindeversammlung 
für die allgemeinen Kirchenwahlen die Vorstellung 
der Kandidaten in einer Gemeindeversammlung vor. 
Auch wenn die Landessynode die Einberufung einer 
Gemeindeversammlung zu diesem Zweck nicht ver­
bindlich vorschreiben sollte, empfiehlt sich im Rah-
men der erforderlichen Wahlinformation und
Wahlwerbung, jedenfalls in größeren Gemeinden 
und dort, wo die Kandidaten nicht schon weiten 
Kreisen der Gemeindeglieder bekannt sind, eine Ge­
meindeversammlung zur Vorstellung der Kandida­
ten.

19.
G. Die Wahl

Der Gemeindewahlausschuß bestimmt unter
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten Tag, 
Ort und Zeit der Wahl (§ 19 WO).
19.1 Der Zeitplan (Anlage 1) stellt drei Wahlsonn-
tage zur Wahl, wobei — wenn es nach den örtlichen 
Verhältnissen möglich ist — der 5. 12. 1971 als 
Hauptwahlsonntag in der Landeskirche (und in der 
württembergischen Nachbarkirche) schon im Blick 
auf die Weckung öffentlichen Interesses an den Kir­
chenwahlen und die von der Landeskirche veranlaßte 
publizistische Wahlwerbung gilt. Jedenfalls sollte in 
der (Stadt-) Kirchengemeinde mit mehreren Pfarr­
gemeinden die Wahl an einem zwischen den Ge­
meindewahlausschüssen vereinbarten einheitlichen 
Termin erfolgen.
19.2 In Ausnahmefällen, etwa in weiträumigen
Kirchspielen von Mutter- und Filialkirchengemein-
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den mit mehreren Nebenorten (oder Diaspora-Orten) 
und einer entsprechend größeren Anzahl von Wahl­
bezirken, können — insbesondere mit Rücksicht auf 
die Beanspruchung eines Pfarrers durch mehrere 
Pfarrgemeinden und Gemeindewahlausschüsse — in 
einem Kirchspiel mehrere Wahltermine an Sonnta­
gen oder auch an Werktagen in Betracht kommen.
19.3 Im Regelfall wird die Zeit der Wahl
im Anschluß an einen Hauptgottes­
dienst am Sonntag beginnen. Auch dort, wo 
ausnahmsweise ein Werktag (Nachmittag und 
Abend) als Wahlzeit bestimmt ist, sollte vor Beginn 
der Wahl ein Gottesdienst angeboten werden.
19.4 Die Dauer der Wahl wird je nach den ört-
lichen Verhältnissen und der Größe der Gemeinde 
unterschiedlich zu bestimmen sein. Von einer Min­
destdauer von 3 Stunden wird auszugehen sein.
20. Die Wahl wird durch den Gemeindewahlaus-
schuß geleitet, der einzelne seiner Mitglieder mit be­
stimmten Aufgaben bei der Durchführung des Wahl­
aktes — darunter einen Schriftführer — beauftragt 
(Wahlhelfer) und ein Mitglied für die Beaufsichti­
gung des gesamten Wahlvorgangs im Wahllokal als 
Wahlvorsteher bestellt. Der Gemeindewahlausschuß 
kann unter seiner Verantwortung weitere Gemein­
deglieder mit der Wahrnehmung einzelner Dienste 
bei der Wahlhandlung beauftragen. Diese Wahlhel­
fer sind vom Wahlvorsteher zu unparteiischer Durch­
führung ihrer Aufgaben zu verpflichten.
20.1 Der Wahltermin ist öffentlich. Die Stimm-
abgabe ist geheim. Es ist durch geeignete Vorrich­
tungen im Wahlraum dafür zu sorgen, daß der Wäh­
ler seinen Stimmzettel unbeobachtet ausfüllen kann.
20.2 Vor Beginn der Stimmabgabe überzeugt sich
der Wahlvorsteher davon, daß die Wahlurne leer ist. 
Danach verschließt er die Wahlurne. Sie darf bis 
zum Schluß des Wahltermins nicht mehr geöffnet 
werden.
20.3 Der Wähler erhält nach Betreten des Wahl-
lokals einen Stimmzettel mit Umschlag, nachdem der 
Schriftführer den Namen des Wählers in dem Wäh­
lerverzeichnis (Wählerliste/Wählerkartei) festge­
stellt und die Wahlbeteiligung vermerkt hat. Soweit 
nicht der Wähler vor der Wahl einen Wahlausweis 
zur Legitimation bei der Stimmabgabe erhal­
ten hat, muß er sich erforderlichenfalls durch Perso­
nalausweis und dergl. ausweisen.
20.4 Der Stimmzettel enthält die Namen der
Wahlvorschlagsliste (vgl. § 17 Abs. 1 WO) in alpha­
betischer Reihenfolge. Befindet sich ein Kandidat 
auf mehreren Wahlvorschlägen, so erscheint er auf 
dem Stimmzettel nur einmal und kann deshalb von 
dem einzelnen Wähler nur mit einer Stimme gewählt 
werden. Der Stimmzettel weist also eine Gruppie­
rung der Wahlvorschläge nicht auf.
20.4.1 Es steht nichts entgegen, den Namen der 
Kandidaten die Berufsbezeichnung und 
evtl, auch eine Altersangabe anzufügen. Dies 
könnte den Entscheidungscharakter der Stimmab­
gabe fördern.
20.5 Der Wähler bestimmt die Namen der Perso-
nen, die er wählen will, durch Ankreuzen, jedoch

nicht mehr Namen, als Kirchenälteste zu wählen 
sind. Nach § 20 Abs. 2 WO macht eine darüber hin­
ausgehende Bezeichnung den Stimmzettel ungültig.
20.5.1 Zur Vermeidung ungültiger
Stimmen empfiehlt es sich, auf dem Stimmzettel 
einen Vermerk etwa folgenden Inhalts anzubringen: 
„Auf dem Stimmzettel dürfen höchstens so viele 
Namen angekreuzt werden, als Älteste zu bestellen 
sind. Also in unserer Gemeinde .... Namen. Stimm­
zettel, auf denen mehr Namen angekreuzt sind, 
sind ungültig.“
20.5.2 Stimmzettel sind ungültig, wenn 
sich aus ihnen der Wille des Wählers nicht zweifels­
frei ergibt, insbesondere solche
a) die nicht angekreuzt oder nicht auf andere Weise 

(z. B. Streichen von Namen) eindeutig gekenn­
zeichnet sind

b) deren Ankreuzung oder Kennzeichnung nicht 
zweifelsfrei erkennen läßt, welcher Vorgeschla­
gene gemeint ist.

20.5.3 Mehrere in einem Wahlumschlag enthaltene 
Stimmzettel gelten als ein Stimmzettel, wenn die Ge­
kennzeichneten gleichlauten oder nur ein Stimm­
zettel gekennzeichnet ist; sonst gelten sie als ein un­
gültiger Stimmzettel.
20.5.4 Die Landessynode hat die Möglichkeit der 
Kumulation von Stimmen auf einen Kandidaten für 
die geänderte Wahlordnung nicht eröffnet. Es be­
rührt jedoch nicht die Gültigkeit des Stimmzettels 
und der Abgabe einer Stimme für einen bestimm­
ten Kandidaten, wenn der Wähler bei diesem meh­
rere Kreuze angebracht hat.
21. Nachdem der Wähler den Stimmzettel ausge-
füllt und in- den Umschlag gesteckt hat, wirft er ihn 
in die Wahlurne.
21.1 Stimmzettel, die nicht in einem amtlichen
Wahlumschlag abgegeben werden, oder Wahlum­
schläge, die mit einem das Wahlgeheimnis offensicht­
lich verletzenden Kennzeichen versehen sind, sind 
zurückzuweisen.
21.2 Eine Wiederholung der Stimm-
abgabe ist ausgeschlossen. Der Wähler 
kann für einen von ihm versehentlich unbrauchbar 
gemachten Stimmzettel einen neuen erhalten.
22. Die Ausübung des Wahlrechts ist ein per-
sönlicher Rechtsakt, der keine Stellvertre­
tung zuläßt. Der Wähler kann sich jedoch eines 
Helfers bedienen, wenn er den Stimmzettel nicht 
ohne Hilfe auszufüllen vermag.
23. Wegen der Möglichkeit einer Briefwahl (s. u.)
ist es im Interesse der geheimen Wahl nicht zulässig, 
die Stimmzettel schon vor dem Wahltag den wahl­
berechtigten Gemeindegliedern auszuhändigen oder 
zu übersenden.
24. Gemeindeglieder, die am persönlichen Er-
scheinen zur Wahl verhindert sind, können gemäß 
§ 21 WO durch Briefwahl ihre Stimme abgeben.
24.1 Die Ausübung der Briefwahl soll nach der
Wahlordnung angesichts der Mobilität der Bevölke­
rung, aber auch mit Rücksicht auf das in der Brief­
wahl ausgedrückte Interesse am Gemeindeleben
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nicht unnötig erschwert werden. Dennoch ist die 
Briefwahl als Ausnahme gedacht. Briefwahl­
scheine werden nur auf Antrag und nicht 
von Amts wegen ausgegeben. Die schriftliche oder 
mündliche Beantragung eines Briefwahlscheins muß 
begründet werden (§ 21 Abs. 1 WO). Der Gemeinde­
wahlausschuß oder das Pfarramt hat aber die Be­
gründung nicht auf ihre Stichhaltigkeit zu prüfen.

25.1 Vor der Öffnung der Wahlurne werden alle
nichtbenutzten Wahlumschläge und Stimmzettel 
vom Tisch entfernt.
25.2 Danach werden Wahlumschläge und Stimm-

24.2 Wer den Antrag auf Erteilung eines Brief-
wahlscheins für einen anderen stellt, muß nachwei­
sen, daß er hierzu berechtigt ist.
24.3 Briefwahlscheine können bis zum zweiten
Tag vor der Wahl beantragt werden. Verspätet ein­
gegangene Anträge sind unbearbeitet vorläufig auf­
zuheben.
24.4 Der Gemeindewahlausschuß bzw. ein von
ihm beauftragtes Mitglied erteilt dem Antragsteller 
den Briefwahlschein zusammen mit dem Stimmzettel 
und dem Wahlumschlag.
24.4.1 Der Briefwahlschein ist von einem Mitglied 
des Gemeindewahlausschusses zu unterzeichnen und 
sollte mit dem Pfarramtssiegel versehen werden.

24.4.2 Der Briefwahlschein enthält den Wortlaut 
einer von dem Wähler abzugebenden Versicherung 
über die persönliche Ausfüllung des Stimmzettels.
24.4.3 Die Ausgabe des Briefwahlscheins ist im 
Wählerverzeichnis zu vermerken.
24.4.4 Die Briefwahlunterlagen dürfen nur dem 
Wahlberechtigten persönlich ausgehändigt oder ihm 
durch die Post übersandt werden.

zettel der Wahlurne entnommen.
25.2.1 Ein Wahlhelfer nimmt die Stimmzettel aus 
den Umschlägen und übergibt beides dem Wahlvor­
steher.
25.2.2 Wahlumschläge und Stimmzettel, die ungül­
tig sind oder zu Bedenken Anlaß geben, übergibt der 
Wahlvorsteher einem Wahlhelfer, der sie sammelt 
und bis zur Entscheidung über die Gültigkeit der 
Stimme unter seiner Aufsicht behält.
25.2.3 Aus den übrigen Stimmzetteln liest der 
Wahlvorsteher vor, für welche Vorgeschlagenen die 
Stimme abgegeben worden ist. Zwei Wahlhelfer ver­
zeichnen unabhängig voneinander in je einer Aus­
zählungsliste die für jeden Vorgeschlagenen abgege­
benen Stimmen.
25.3 Sind alle gültigen Stimmzettel gezählt, ent-
scheiden die anwesenden Mitglieder des Gemeinde­
wahlausschusses — in besonders gelagerten Fällen 
durch förmlichen Beschluß — über die anderen Wahl­
umschläge und Stimmzettel. Die hiernach für gültig 
erklärten Stimmzettel sind durch Verlesen zu be­
rücksichtigen.
Die für ungültig erklärten Stimmzettel sind als 
solche zu kennzeichnen und dem Wahlprotokoll ge­
sondert beizufügen.
26. Aufgrund der Stimmenauszählung stellt der

24.5 Die Briefwahl wird nach § 21 Abs. 3
WO dadurch vollzogen, daß der Wähler dem 
Gemeindewahlausschuß in einem verschlossenen 
Briefumschlag seinen Briefwahlschein und in dem 
Wahlumschlag seinen Stimmzettel so rechtzeitig 
übersendet, daß der Wahlbrief spätestens am Wahl­
tag vor dem Ende der festgesetzten Wahlzeit dort 
eingegangen ist. Auf dem Briefwahlschein hat der 
Wähler zu versichern, daß er den Stimmzettel per­
sönlich gezeichnet hat.

Gemeindewahlausschuß das Ergebnis der Wahl fest. 
Zu Kirchenältesten gewählt sind diejenigen, die die 
meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das Los (§ 20 Abs. 3 WO).
27. Der Gemeindewahlausschuß läßt das Wahl-

24.6 Der Wahlvorsteher oder andere Mitglieder

ergebnis der Gemeinde am Sonntag nach der Wahl 
im Gottesdienst und in sonst geeigneter Weise durch 
Bekanntgabe der Namen der Gewählten (unter Um­
ständen auch der für sie abgegebenen Stimmen) mit­
teilen. Hierbei ist die Gemeinde auf die Möglichkeit 
einer Wahlanfechtung unter den in § 22 WO genann­
ten Voraussetzungen hinzuweisen.

des Gemeindewahlausschusses öffnen die bis zum 
Ende der Wahlzeit eingegangenen Wahlbriefe und 
prüfen, ob der im Wahlschein genannte Wähler im 
Wählerverzeichnis eingetragen ist und die persön­
liche Stimmabgabe versichert hat.
24.6.1 Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er keinen 
ordnungsgemäßen Wahlschein enthält. Ein ungülti­
ger Wahlbrief ist samt seinem Inhalt auszusondern.
24.6.2 Ergeben sich keine Beanstandungen, so wird 
der Wahlumschlag mit Stimmzettel in die Wahlurne 
geworfen, nachdem die Stimmabgabe im Wählerver­
zeichnis vermerkt ist.

25.

H. Ermittlung des Wahlergebnisses

Die Ermittlung des Wahlergebnisses soll im
Anschluß an die Wahlhandlung durchgeführt wer­
den. Dabei sollen sämtliche Mitglieder des Gemein­
dewahlausschusses anwesend sein.

28.
J. Wahlniederschrift

Der Ablauf der Wahlhandlung, etwaige Be-
anstandungen, die getroffenen Entscheidungen und 
das Ergebnis der Stimmenauszählung sind in einer 
Wahlniederschrift aufzunehmen, die von den betei­
ligten Mitgliedern des Gemeindewahlausschusses 
(Wahlvorsteher, Schriftführer, Wahlhelfer) und etwa 
als weitere Wahlhelfer beauftragten Gemeindeglie­
dern (s. o.) zu unterschreiben ist. Ausgeschlossene 
Wahlbriefe und für ungültig erklärte Stimmzettel 
werden mit fortlaufender Nummer versehen und der 
Verhandlungsniederschrift neben den gültigen 
Stimmzetteln gesondert als Anlagen beigefügt.
28.1 Die Wahlniederschrift muß mindestens den
Nachweis über folgende Tatsachen erbringen:
a) Tag und Ort der Wahl, Zeitpunkt ihres Beginns 

und ihres Endes und etwaige Unterbrechungen
b) die bei Durchführung der Wahl als Wahlvorste-
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her, Schriftführer und sonstige Wahlhelfer be­
teiligten Mitglieder des Gemeindewahlausschus­
ses und etwa zusätzlich als Wahlhelfer beauf­
tragte Gemeindeglieder

c) Vorrichtungen für die geheime Stimmabgabe
d) Leere der Wahlurne zu Beginn der Wahl
e) Zahl der Wahlberechtigten
f) Zahl der Stimmabgabevermerke
g) Zahl der abgegebenen Stimmzettel

h) Zahl der gültigen Stimmen
i) Zahl der ungültigen Stimmen
k) Zahl der Stimmen für die einzelnen Kandidaten
1) gegebenenfalls Losentscheid
m) gegebenenfalls besondere Vorkommnisse.
28.2 Ist in mehreren Stimmbezirken gewählt
worden, stellt der Gemeindewahlausschuß nach den 
Wahlniederschriften der einzelnen Stimmbezirke 
das endgültige Wahlergebnis zusammen.

Karlsruhe, den 25.März 1971

Evangelischer Oberkirchenrat

Dr.Wendt
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1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

Anlage 1

Zeitplan
für die Wahl der Kirchenältesten 1971*)

Bildung der Wahlausschüsse gemäß §§ 4 und 5 der WO

1971

April/Mai
1.1

1.2

1.3

1.4

Vorschläge der Bezirkskirchenräte für die Bestellung der Bezirkswahl­
ausschüsse an den Landeswahlausschuß (§ 4 Abs. 2 WO)
Eventuell:
Entscheidung des Kirchengemeinderats in Kirchspielen mit Nebenorten 
(oder Diasporaorten) über Einrichtung von Wahlbezirken und Bildung 
von Gemeindewahlausschüssen für die Wahl eigener Ältestenkreise 
außerhalb des Hauptortes
Vorschläge der Ältestenkreise für die Bestellung der Gemeindewahlaus­
schüsse an die Bezirkswahlausschüsse (§ 3 WO)
Konstituierung der Gemeindewahlausschüsse

Aufstellung der Wählerliste/Wählerkartei

2.1

2.2

2.3

Vorbereitung durch den Ältestenkreis/Kirchengemeinderat (§ 10 WO); 
nach Bildung des Gemeindewahlausschusses durch diesen
Festlegung und Überprüfung der Wählerliste/Wählerkartei für den ein­
zelnen Wahlbezirk durch den Gemeindewahlausschuß (§ 7 WO) 
Schließung der Wählerliste/Wählerkartei

Auflegung der Wählerliste/Wählerkartei (1 Woche), § 12 Abs. 1 WO
3.1

3.2
3.3

bis 15. April

bis Ende April

bis Mitte Mai 
spätestens in der 
zweiten Hälfte Mai

bis Anfang 
September

bis 11. September

12.—20. September
Bekanntgabe der Auflegung mit Hinweis auf Einspruchsmöglichkeit nach
§ 12 Abs. 2 WO

Erste Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen § 13 WO 
Einspruchsfrist (§ 12 Abs. 2 WO)

Einreichungsfrist für Wahlvorschläge (Mindestfrist 3 Wochen), § 13 WO

Eventuell:
Ergänzende Wahlvorschläge durch Gemeindeversammlung oder Gemeinde­
wahlausschuß (§ 17 Abs. 2 WO)

Bekanntgabe der Wahlvorschläge mit Hinweis auf Einspruchsmöglichkeit 
(§ 17 Abs. 3 WO)
6.1 Auflegung der Wahlvorschlagsliste (mindestens 3 Tage), § 17 Abs. 3 WO
6.2 Einspruchsfrist (1 Woche), § 17 Abs. 4 WO

Bekanntgabe des Wahltermins (§ 19 WO)

Vorstellung der Kandidaten (§ 18 Abs. 2 WO)

Wahltermine

Bekanntgabe der Wahlergebnisse mit Hinweis auf Möglichkeit der Wahl­
anfechtung (1 Woche nach der Wahl), § 22 Abs. 1 WO
je nach Wahltermin gemäß Nr. 9

*) Generelle Übersicht in Nr. 1 des Gesetzes* und Verordnungsblattes 1971 mitgeteilt.

spätestens
12. September
12. September
21.—23. September

12. September bis
10. Oktober

11. Oktober bis
5. November

7. November
8.—10. November
8.—16. November

spätestens
21. November 

spätestens ab
21. November

28. November bis
12. Dezember
Hauptwahl’ag:
5. Dezember

5., 12. oder
19. Dezember
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11. Anfechtungsfrist (1 Woche nach Bekanntgabe), § 22 Abs. 1 WO 
je nach Wahltermin gemäß Nr. 9 6.—13. Dezember

13.—20. Dezember
20.—28. Dezember

12. Einführung der gewählten Ältesten 
je nach Wahltermin gemäß Nr. 9 ab 19. Dezember 

25./26. Dezember
2. Januar 1972

13. Konstituierung der Ältestenkreise
Eventuell:
Hinzuwahl von Kirchenältesten gemäß § 17 GO und § 2 WO erste Hälfte 

Januar 1972

*
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Anlage 2

Vorläufiger Zeitplan
für die Wahlen zur Bezirks- und Landessynode 1972 ♦)

A) Wahlen zur Bezirkssynode (§ 26 WO)

1. Vorbereitung der Wahl durch den neuen Ältestenkreis ab Mitte Januar
1.1

1.2

Hinweise auf Wahlvorschlagsrecht von jeweils mindestens 20 Gemein­
degliedern (§ 26 Abs. 2 WO)
Frist für Wahlvorschläge aus der Gemeinde: mindestens 3 Wochen 
(in sinngemäßer Anwendung von § 13 WO)

16.—23. Januar

17. Januar bis
14. Februar

1.3

1.4
1.5

Prüfung etwaiger Wahlvorschläge aus der Gemeinde; Kontakt des 
Ältestenkreises mit aus der Gemeinde vorgeschlagenen Kandidaten 
Wahlvorschläge aus der Mitte des Ältestenkreises
Bekanntgabe der Wahlvorschläge
Auflegung der Wahlvorschläge; Möglichkeit des Einspruchs in sinn­
gemäßer Anwendung von § 17 Abs. 3—5 WO, soweit die Vorgeschlage­
nen nicht Kirchenälteste sind

bis 26. Februar
27. Februar

2. Wahl der Bezirkssynodalen durch die Ältestenkreise
2.1 Bekanntgabe des Wahlergebnisses an die Gemeinden und Mitteilung 

an das Dekanat

3. Ergänzende Berufung von Mitgliedern der Bezirkssynode durch den (alten) 
Bezirkskirchenrat (§ 76 Abs. 1 Buchst, d GO-Änderungsentwurf **) nach 
Kenntnis des Wahlergebnisses

27. Februar bis 9. März

bis 18. März

bis 19. März

bis Mitte April

B) Wahlen zur Landessynode (§ 28 WO)

4. Vorbereitung der Wahl durch das alte Präsidium der Bezirkssynode in 
Verbindung mit (altem) Bezirkskirchenrat
4.1

4.2

4.3

Hinweis auf Wahlvorschlagsrecht von jeweils mindestens 30 Gemeinde­
gliedern im Kirchenbezirk (§ 28 Abs. 2 WO)
Frist zur Einreichung von Wahlvorschlägen aus den Gemeinden des 
Kirchenbezirks: mindestens 3 Wochen
(in sinngemäßer Anwendung von § 13 WO)
Einberufung der Bezirkssynode (mit mindestens 3 Wochen Frist)
Information der Bezirkssynodalen über die aus den Gemeinden vor­
geschlagenen Kandidaten; Kontakte der neuen Bezirkssynodalen unter­
einander und mit den aus den Gemeinden vorgeschlagenen Kandidaten 
für die Wahl zur Landessynode

ab 16. April

17. April bis 22. Mai

5. Tagung der neuen Bezirkssynode zur Wahl der Landessynodalen

ab 22. Mai

in der Zeit vom
12. Juni bis 10. Juli

6. Die Wahlen ergänzende Berufung von Landessynodalen durch die Synodal­
mitglieder des Landeskirchenrats im Einvernehmen mit dem Landesbischof 
(§ 105 Abs. 1 Buchst, b GO-Änderungsentwurf) ♦*)

7. Konstituierung der neuen Landessynode

Mitte Juli bis 
Ende September

Ende Oktober

♦) Der endgültige Zeitplan wird im 2. Teil der Ausführungsbestimmungen des Evang. Oberkirchenrats zur Wahlordnung bekanntgegeben.
**) Falls die Landessynode inzwischen diese Änderung der GO beschließt.
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